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"Mietgutsprache" bei Verlegung des Wohnsitzes

Artikel 9a SHG

Sehr geehrter Herr Roos

Nach Durchsicht der Unterlagen in der obigen Sache, die Sie uns per Fax vom 2. August 2001 geschickt haben, können wir Ihnen wie folgt antworten.

Nachdem der kantonale Sozialdienst Weisungen betreffend Wohnsitzwechsel bzw. « Mietgutsprache » erlassen hat und zudem mit dem Vertreter der Regien ein Konsens ausgehandelt wurde, kann eine Verlegung des SHG-Wohnsitzes mit Bezug einer neuen Wohnung am besten über die Bühne gebracht werden, indem man sich an diese Grundlagen hält.

Der Punkt 6 im Dokument des kantonalen Sozialdienstes (« Mietgutsprache ») ist klar : wenn die dreissigtägige Frist verstrichen ist, soll der Sozialdienst die betroffene ausstehende und von der Regie in Rechnung gestellte Miete nicht übernehmen. In dem Fall, der uns hier beschäftigt, hätten somit die Mieten vom Januar und Februar 2001 vom regionalen Sozialdienst la Sonnaz nicht bezahlt werden dürfen. Jedoch erfolgten die beiden Schreiben der Regie Frimob (5. Juli und 13. April 2001) innerhalb der Frist für die Monate März, April und Juni. Demzufolge hätte der regionale Sozialdienst la Sonnaz nicht die Monate Januar und Februar, hingegen die Monate März, April und Juni 2001 übernehmen müssen. Infolgedessen hat die Situation - zwar nicht vom Grundsatz her, jedoch auf Ausgabenebene - für den RSD des Seebezirks keine Folgen.

Was nun die Anwendung von Artikel 9 a SHG in dieser Situation betrifft, so haben wir es effektiv mit einem Entscheid des neuen RSD SHG zu tun, der vom alten RSD SHG mit Einsprache angefochten werden könnte, da die Weisungen des KSD nicht angewendet bzw. nicht eingehalten wurden. Aber wie gesagt ist es nicht angebracht, diesen Weg zu beschreiten, da der RSD des Seebezirks auf jeden Fall zwei Monatsmieten hätte bezahlen müssen.

Für weitere Auskünfte stehen wir gern zur Verfügung und wir verbleiben mit freundlichen Grüssen.


François Mollard


Dienstchef

Kopie zur Information: 

- Regionaler Sozialdienst la Sonnaz
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